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(Nr. 13638.) Geſetz über die Bereitſtellung von weiteren Staatsmitteln zur Ausführung von Bodens 
verbeſſerungen auf ſtaatlichen Domänen und anderen domänenſis kaliſchen Grundſtücken. 
Vom 5. Auguſt 1931. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


8 1. 

Dem Staatsminiſterium wird ein Betrag von 500 000 7% zur Ausführung von Wieder⸗ 
herſtellungsarbeiten an beſtehenden Meliorationsanlagen und zur Erneuerung von Dränagen auf 
ſtaatlichen Domänen und anderen domänenfiskaliſchen Grundſtücken ſowie zur Ausführung be- 
ſonders dringlicher Neuanlagen zur Verfügung geſtellt. 


§ 2. 

(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die im $ 1 bewilligten Mittel im Wege des Kredits 
zu beſchaffen. 

(2) Die Schuld iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des aufgenommenen 
Schuldkapitals und die erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder zur Ver⸗ 
rechnung auf bewilligte Kredite verwendet werden. Als erſparte Zinſen ſind 5 vom Hundert der 
zur Tilgung der Schuld aufgewendeten oder auf bewilligte Kredite verrechneten Beträge anzuſetzen. 


§ 3. 
Die Ausführung dieſes Geſetzes liegt dem Miniſter für Landwirtſchaft, n und 
Forſten und dem Finanzminiſter ob. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die ver⸗ 
faſſungsmäßigen Rechte des Staatsrats — 8 


Berlin, den 5. Auguſt 1931. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Steiger. Höpker Aſchoff. 


(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 7. September 1931.) 33 
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(Nr. 13639.) Satzung der Preußiſchen Landesrentenbank. Vom 1. Auguſt 1931. 


Auf Grund des 8 8 des Preußiſchen Landesrentenbankgeſetzes vom 29. Dezember 1927 
(Geſetzſamml. S. 283) in der Faſſung der Bekanntmachung vom 1. Auguſt 1931 (Geſetzſamml. 
S. 154) wird im Einvernehmen mit der Reichsregierung die nachſtehende Satzung der Preußiſchen 
Landesrentenbank erlaſſen: 5 


Satzung der Preußiſchen Landesrentenbank. 


I. 
Zweckund Aufgaben der Anftalt. 


§ 1. 

() Die Preußiſche Landesrentenbank hat den Zweck, Dauerkredit zur Förderung der land— 
wirtſchaftlichen Siedlung zu gewähren. Sie iſt eine Anſtalt des öffentlichen Rechtes und ſteht unter 
Aufſicht des Preußiſchen Finanzminiſters und des Preußiſchen Miniſters für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten, die im Einvernehmen mit der Reichsregierung ausgeübt wird (§ 1 und 8 6 
Ab. 2 des Landesrentenbankgeſetzes — LRBG. —). 

(2) Die Tätigkeit der Anſtalt iſt gemeinnützig ($ 1 LRBG.). Sie ſoll nach kaufmänniſchen 
und wirtſchaftlichen Grundſätzen geführt werden. 

(3) Die Anſtalt hat ihren Sitz in Berlin ($ 1 LRBG.); fie kann nach dem Ermeſſen des Ver- 
waltungsrats und mit Genehmigung der zuſtändigen Miniſter Zweigniederlaſſungen innerhalb des 
Deutſchen Reichs errichten ($ 2 Abi. 5 LRBG.). 


§ 2. 
(1) Die Landesrentenbank hat gemäß den Vorſchriften des Landesrentenbankgeſetzes gegen 
Eintragung von Reallaſten, Hypotheken oder Grundſchulden Dauerkredit zu gewähren: 

a) zur Beleihung von Neuſiedlungen und Anliegerſiedlungen im Sinne des § 1 des Reichs— 
ſiedlungsgeſetzes vom 11. Auguſt 1919 (Reichsgeſetzbl. S. 1429) und zur Ablöſung von 
Rentengutsrenten, die auf Rentengütern von mittlerem und kleinerem Umfange (Sied- 
lungsrentengütern) haften ($$ 2, 10 LRBG.); 

b) zum Erwerb und zur erſtmaligen Einrichtung von Siedlungsrentengütern (§ 17 LRBG.); 

c) zur Gewährung von Beſiedlungsdarlehen ($ 18 LRBG.); 

d) zur Ablöſung von Erbabfindungsrenten ($ 19 LRBG.). 

(2) Der Anſtalt können ſonſtige mit der Finanzierung der landwirtſchaftlichen Siedlung in 


Verbindung ſtehende Aufgaben für fremde Rechnung durch die zuſtändigen Miniſter übertragen 
werden (§ 2 Abſ. 4 LRBG.). 


(3) Die Anſtalt wickelt die Geſchäfte ab, die von den auf Grund des Geſetzes vom 2. März 
1850 (Geſetzſamml. S. 112) errichteten Rentenbanken aufgenommen ſind. 


§8 3. 
() Zur Erfüllung ihrer Aufgaben hat die Anſtalt das Recht: 


a) auf den Inhaber lautende Rentenbriefe, Pfandbriefe und andere Inhaberſchuld⸗ 
verſchreibungen auszugeben; 


b) Darlehen aufzunehmen; 
e) ſich an Unternehmungen zur Beſchaffung von Kredit insgeſamt mit höchſtens 10 vom 
Hundert des Grundkapitals und der geſetzlichen Rücklage zu beteiligen (§ 2 Abſ. 16 LRBG.). 


(2) Verfügbares Geld darf die Landesrentenbank durch Darlehnsgewährung an die Deutſche 
Siedlungsbank, durch Hinterlegung bei geeigneten Kreditinſtituten, durch Ankauf ihrer eigenen 
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Schuldverſchreibungen oder durch Ankauf ſolcher Wechſel und Wertpapiere, welche nach den Vor— 
ſchriften des Bankgeſetzes vom 30. Auguſt 1924 (Reichsgeſetzbl. II S. 235) angekauft werden 
dürfen, ſowie durch Beleihung von Wertpapieren nach einer von dem Vorſtande der Landesrenten— 
bank mit Genehmigung des Verwaltungsrats aufzuſtellenden Anweiſung nutzbar machen. Die An- 
weiſung hat die beleihungsfähigen Papiere und die zuläſſige Höhe der Beleihung feſtzuſetzen (§ 2 
Abſ. 2 LRBG.) . 

(3) Der Erwerb von Grundſtücken iſt der Anſtalt nur zur Verhütung von Verluſten an 
Landesrentenbankrenten, Hypotheken (Grundſchulden) und zur Beſchaffung von Geſchäftsräumen 
geſtattet (§S 2 Abſ. 3 LRBG.). 


§ 4. 

Der Staat gewährleiſtet die Erfüllung der Verbindlichkeiten, die der Landesrentenbank aus 
der Ausgabe der Inhaberſchuldverſchreibungen ($ 3 Ab. 1 Ziff. a) erwachſen. Für die Anſprüche 
der Inhaber der Schuldverſchreibungen gegenüber dem Staate iſt der ordentliche Rechtsweg zuläſſig 
($ 3 LRBG.). 


II. 
Aufſicht. 


S 5. f 

() Die zuſtändigen Miniſter ſind befugt, alle Anordnungen zu treffen, welche erforderlich 
ſind, um den Geſchäftsbetrieb der Anſtalt mit den Geſetzen, der Satzung und den ſonſt in verbind— 
licher Weiſe getroffenen Beſtimmungen im Einklang zu erhalten; ſie können zur Ausübung dieſer 
Befugniſſe Kommiſſare beſtellen. 

(2) Die zuſtändigen Miniſter ſind namentlich befugt: 

1. jederzeit die Bücher und Schriften der Anſtalt einzuſehen und Reviſionen jeder Art vor— 
zunehmen; 

2. von den Verwaltungsorganen der Anſtalt Auskunft über alle Geſchäftsangelegenheiten zu 
verlangen; f 

3. die Berufung der Anſtaltsverſammlung, die Anberaumung von Sitzungen der Verwal— 
tungsorgane ſowie die Ankündigung von Gegenſtänden zur Beſchlußfaſſung zu verlangen und, wenn 
dem Verlangen nicht entſprochen wird, die Berufung, Anberaumung oder Ankündigung auf Koſten 
der Anſtalt ſelbſt vorzunehmen; 

4. die Ausführung von Beſchlüſſen oder Anordnungen zu unterſagen, die gegen das Geſetz, 
die Satzung oder ſonſt in verbindlicher Weiſe getroffene Beſtimmungen verſtoßen. 


III. 
Organiſation und Verwaltung der Anſtalt. 


§ 6. 
Die Organe der Anſtalt find der Vorſtand, der Verwaltungsrat und die Anſtaltsverſamm— 
lung. ($ 6 Abſ. 1 LRBG.) N 


a) Vorſtand. 


§ 7. 

(1) Der Vorſtand beſteht aus der erforderlichen Zahl von Mitgliedern. Neben ordentlichen 
Mitgliedern können ſtellvertretende Vorſtandsmitglieder beſtellt werden. Die ordentlichen und 
ſtellvertretenden Vorſtandsmitglieder werden durch die Anſtaltsverſammlung gewählt und nach 
Maßgabe der mit ihnen geſchloſſenen Anſtellungsverträge (§ 12) unbeſchadet der Beſtimmungen 
des Diſziplinargeſetzes abberufen. Ihre Wahl und Abberufung bedarf der Beſtätigung der zu— 
ſtändigen Miniſter. Mindeſtens ein Vorſtandsmitglied muß zum Richteramt befähigt ſein. 
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(2) Die Namen der Vorſtandsmitglieder und der ſtellvertretenden Vorſtandsmitglieder ſind 
nach Beſtätigung unverzüglich im Reichs- und Staatsanzeiger zu veröffentlichen. 

(3) Alle übrigen Angeſtellten werden vom Vorſtand beſtellt. 

(4) Die hauptamtlichen Vorſtandsmitglieder find mittelbare Staatsbeamte; die übrigen Vor⸗ 
ſtandsmitglieder und ſonſtige Angeſtellte können mit Zuſtimmung der zuſtändigen Miniſter Be⸗ 
amteneigenſchaft erlangen. 2 


§ 8. a 

(1) Der Vorſtand verwaltet und leitet die Geſchäfte der Anſtalt, ſoweit fie nicht durch Geſetz 
oder Satzung anderen Stellen übertragen ſind. Innerhalb ſeines Geſchäftsbereichs vertritt der 
Vorſtand die Anſtalt gerichtlich und außergerichtlich. Bei ſeiner Geſchäftsführung hat der Vorſtand 
die von der Anſtaltsverſammlung erlaſſene Geſchäftsanweiſung zu beachten. 

(2) Erklärungen ſind für die Landesrentenbank verbindlich, wenn ſie von zwei Vorſtands⸗ 
mitgliedern abgegeben werden. Stellvertretende Vorſtandsmitglieder ſtehen hinſichtlich der Ver- 
tretungsmacht den ordentlichen Vorſtandsmitgliedern gleich. 

(3) Iſt eine Willenserklärung gegenüber der Landesrentenbank abzugeben, fo genügt die 
Abgabe gegenüber einem ordentlichen oder ſtellvertretenden Vorſtandsmitgliede. 

(4) Mit Genehmigung des Verwaltungsrats können Beamte oder Angeſtellte der Landes— 
rentenbank bevollmächtigt werden, zuſammen mit einem Vorſtandsmitglied oder zu zweien gemein⸗ 
ſam die Landesrentenbank für beſtimmte Arten von Geſchäften zu vertreten und, ſoweit ihnen 
Beamteneigenſchaft verliehen iſt, öffentliche Urkunden zu vollziehen. 

(5) Die innerhalb des Geſchäftskreiſes der Anſtalt unter Beidrückung des Siegels aus⸗ 
geſtellten Urkunden haben die Eigenſchaft öffentlicher Urkunden. 


b) Verwaltungsrat. 
89. 


Der Verwaltungsrat befteht aus einem Vorſitzenden, einem ſtellvertretenden Vorſitzenden 
und den weiteren von der Anſtaltsverſammlung berufenen Perſonen. Bei der Berufung ſind neben 
Vertretern des Reichs und der Länder auch ſolche öffentlicher und privater Einrichtungen und 
Vereinigungen ſowie Einzelperſonen, deren Mitwirkung für das landwirtſchaftliche Siedlungs⸗ 
weſen von beſonderer Bedeutung erſcheint, zu berückſichtigen. 


§ 10. 

(1) Die Amtsdauer des Verwaltungsratsvorſitzenden und feines Stellvertreters wird von 
der Anſtaltsverſammlung bei der Berufung beſtimmt. Die Amtsdauer der übrigen Verwaltungs- 
ratsmitglieder läuft mit Beendigung der Anſtaltsverſammlung ab, die über die Bilanz für das 
dritte Geſchäftsjahr nach der Berufung beſchließt; hierbei wird das Geſchäftsjahr, in welchem die 
Berufung erfolgt, nicht mitgerechnet. 

(2) Jährlich ſcheidet der dritte Teil der Verwaltungsratsmitglieder aus. Soweit die Amts⸗ 
dauer das Ausſcheiden nicht bedingt, erfolgt die Auswahl hierfür durch das Los, ſoweit nicht in- 
zwiſchen Mitglieder vorzeitig ausgeſchieden find. Ausſcheidende Mitglieder können wieder⸗ 
gewählt werden. 5 


§ 11. 

(1) Der Verwaltungsrat wird auf Weiſung des Vorſitzenden oder deſſen Stellvertreters durch 
den Vorſtand nach Bedarf einberufen. Die Einladung erfolgt ſchriftlich oder fernſchriftlich unter 
Angabe der Tagesordnung ſpäteſtens drei Tage vor der Sitzung. 

(2) Der Vorſtand iſt berechtigt und auf Verlangen des Vorſitzenden des Verwaltungsrats 
verpflichtet, an der Sitzung mit beratender Stimme teilzunehmen. Er hat über die Gegenſtände 
der Tagesordnung Bericht zu erſtatten. 
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(3) Der Verwaltungsrat iſt beſchlußfähig, wenn außer dem Vorſitzenden oder deſſen Stell- 
vertreter wenigſtens ſechs Mitglieder anweſend ſind. In eiligen Fällen können Beſchlüſſe ſchriftlich 
oder fernſchriftlich gefaßt werden, wenn der Vorſitzende oder ſein Stellvertreter das beſtimmt haben. 
Beſchlüſſe werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefaßt. Die Führung mehrerer Stimmen durch 
einen Vertreter iſt zuläſſig. Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. 

(4) Über die Beſchlüſſe des Verwaltungsrats wird eine Niederſchrift angefertigt, die vom 
Sitzungsleiter und einem Verwaltungsratsmitgliede zu unterzeichnen iſt. Das Ergebnis einer 
ſchriftlichen Abſtimmung wird von dem Vorſitzenden oder deſſen Stellvertreter feſtgeſtellt. 


§ 12. 

(1) Der Verwaltungsrat ſchließt im Namen der Anſtalt die Anſtellungsverträge mit den 
von der Anſtaltsverſammlung berufenen Vorſtandsmitgliedern und überwacht die Tätigkeit des 
Vorſtandes der Anſtalt. Er hat das Recht, jederzeit Reviſionen und Kontrollen aller Art vor— 
zunehmen. Der Vorſitzende oder deſſen Stellvertreter ſind ohne weiteres befugt, entſprechende 
Handlungen vorzunehmen. Der Verwaltungsrat kann jedoch hierzu beſondere Aufgaben unbeſchadet 
ſeiner Verantwortung auch einzelnen Mitgliedern übertragen. Der Vorſtand iſt verpflichtet, dem 
Verwaltungsrat oder deſſen Beauftragten jede gewünſchte Auskunft zu erteilen und Einblick in 
Aktenunterlagen uſw. zu geben, ſoweit dies zur Durchführung ſeiner Überwachungspflicht er⸗ 
forderlich iſt. 

(2) Der Verwaltungsrat hat die Bilanz ſowie die Gewinn- und Verluſtrechnung der Anſtalt 
zu prüfen und innerhalb von ſechs Monaten nach Ablauf des Geſchäftsjahrs mit dem Berichte des 
Vorſtandes über den Vermögensſtand und die Geſchäftslage der Anſtalt der Anſtaltsverſammlung 
zur Beſchlußfaſſung vorzulegen. 

(3) Zur Anſtellung von Angeſtellten der Anſtalt, ſoweit dieſe ein Jahresgehalt von mehr 
als 6000 / erhalten, bedarf der Vorſtand der Zuſtimmung des Verwaltungsrats. 


§ 13. 

(1) Innerhalb des Verwaltungsrats iſt ein Arbeitsausſchuß zu bilden. 

(2) Dieſer beſteht aus dem Vorſitzenden des Verwaltungsrats, deſſen Stellvertreter und 
weiteren Verwaltungsratsmitgliedern, die von der Anſtaltsverſammlung beſtimmt werden. Der 
Ausſchuß iſt beſchlußfähig, wenn außer dem Vorſitzenden des Verwaltungsrats oder deſſen Stell— 
vertreter wenigſtens vier weitere Mitglieder anweſend ſind. 


§ 14. 
Der Arbeitsausſchuß entſcheidet über: 
a) grundſätzliche Fragen, insbeſondere des Dauerkredits und der Anlegung von verfügbaren 
Geldern; 
b) die Aufnahme von Darlehen; 
e) die Beteiligung der Anſtalt an anderen Unternehmungen; 
d) Dauerkreditanträge, die ihm vom Vorſtande vorgelegt werden; 
e) Maßnahmen zur Sicherung gewährter Dauerkredite in Fällen von erheblicher Bedeutung. 


§ 15. 
(1) Für die Einladung zu den Sitzungen des Arbeitsausſchuſſes gilt $ 11 Abſ. 1 Satz 1 
entſprechend. 
(2) Über die Beratungsergebniſſe iſt eine Niederſchrift anzufertigen, die von dem Sitzungs⸗ 
leiter zu vollziehen iſt. ; 
(3) Beſchlüſſe werden mit Stimmenmehrheit gefaßt. § 11 Abi. 4 Satz 2 gilt entſprechend. 
Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 
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(4) Der Vorſtand der Anſtalt iſt berechtigt und auf Verlangen des Ausſchuſſes verpflichtet, 
an deſſen Sitzungen mit beratender Stimme teilzunehmen. Er hat über die Gegenſtände der Tages⸗ 
ordnung Bericht zu erſtatten. 


§ 16. 
Urkunden und Erklärungen des Verwaltungsrats ſind mit dem Namen der Anſtalt, den 
Worten „Der Verwaltungsrat“ zu verſehen und von dem Vorſitzenden oder deſſen Stellvertreter 
zu unterzeichnen. 


e) Anſtaltsverſammlung. 
§ 17. 


(1) Die Anſtaltsverſammlung beſteht aus den Vertretern der Anſtaltsbeteiligten. 

(2) Auf je 100 000 RM Kapitalbeteiligung entfällt eine Stimme, Die Namen der 
Perſonen, die zur Ausübung des Stimmrechts berechtigt ſind, ſowie ihrer Stellvertreter ſind dem 
Vorſtande der Anſtalt alsbald von den Beteiligten mitzuteilen. 


§ 18. 


Die Anſtaltsverſammlung hat folgende Rechte und Pflichten: 

a) ſie beſchließt über die Bilanz und die Verteilung des ſich aus ihr ergebenden Reingewinns 
ſowie über die Entlaſtung des Vorſtandes und des Verwaltungsrats; 

b) ſie beſtellt und entläßt die Vorſtandsmitglieder; 

c) fie beruft die Mitglieder des Verwaltungsrats und feiner Ausſchüſſe; 

d) ſie erläßt die Geſchäftsanweiſung für den Vorſtand, den Verwaltungsrat und die An- 
ſtaltsverſammlung; 

e) ſie beſchließt über Satzungsänderungen, insbeſondere über die Erhöhung des Grund— 
kapitals. 


§ 19. i 
Die Anſtaltsverſammlung tritt wenigſtens einmal jährlich innerhalb der erſten ſechs Monate 
des Geſchäftsjahrs zuſammen. Die Einladung erfolgt durch den Vorſitzenden des Verwaltungs⸗ 
rats. Dieſer iſt im übrigen zur Einberufung verpflichtet, falls die zuſtändigen Miniſter oder zwei 
Anſtaltsbeteiligte dies verlangen. 


§ 20. 


Die Beſchlüſſe der Anſtaltsverſammlung bedürfen einer Mehrheit von drei Vierteln der 
abgegebenen Stimmen. 


IV. 
Grundkapital, Rücklagen, Bilanz, Gewinn verteilung. 
§ 21. 


() Das Grundkapital der Anſtalt beträgt mindeſtens 20 Millionen Reichsmark, hiervon 
werden je 10 Millionen Reichsmark von dem Preußiſchen Staate und von der Deutſchen Siedlungs⸗ 
bank eingebracht. Das Grundkapital wird in bar zu einem Viertel ſofort, im übrigen zu einem 
von dem Verwaltungsrate mit Zuſtimmung der Anſtaltsverſammlung zu beſtimmenden Zeitpunkt 
eingezahlt. 

(2) Das Reich und andere Länder können ſich am Grundkapital beteiligen. Das Grund- 
kapital erhöht ſich mit dem Zeitpunkte der Beteiligung um den Betrag, mit dem ſich das Reich 
oder das Land beteiligt. 
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(3) Die Übernahme und die Abtretung von Anteilen am Grundkapital erfolgt durch eine 
ſchriftliche Erklärung gegenüber dem Vorſtand und bedarf der Genehmigung der Anſtalts⸗ 
verſammlung. 


() Jeder Beteiligte hat der Anſtalt zur Verſtärkung ihrer Mittel neben feinem Anteil am 
Grundkapital den gleichen Betrag als Beitrag für die Rücklagen zur Verfügung zu ſtellen. 


(5) Der Mindeſtanteil am Grundkapital beträgt 100 000 ,. 


8 22. 


() Zur Deckung eines aus der Bilanz ſich ergebenden Verluſtes wird eine Rücklage gemäß 
§ 5 des Landesrentenbankgeſetzes gebildet, auf die vom Preußiſchen Staate und von der Deutſchen 
Siedlungsbank je 5 Millionen Reichsmark zur Verfügung geſtellt werden. 


(2) Daneben wird eine weitere Rücklage gebildet, auf die je 5 Millionen Reichsmark ſeitens 
des Preußiſchen Staates und der Deutſchen Siedlungsbank eingezahlt werden. 
) Die Einzahlung auf die Rücklagen (Abſ. 1 und 2) hat gleichzeitig mit der erſten Ein⸗ 
zahlung auf das Grundkapital zu erfolgen. 


§ 23. 


(1) Der Vorſtand hat innerhalb der erſten vier Monate nach Ablauf eines jeden Gejchäfts- 
jahrs dem Verwaltungsrate die Bilanz ſowie die Gewinn- und Verluſtrechnung mit einem Berichte 
vorzulegen, der den Vermögensſtand und die Geſchäftslage der Anſtalt darlegt. 


(2) Von dem in der Jahresbilanz ausgewieſenen Reingewinne fließen zunächſt 25 vom 
Hundert zu der gemäß $ 22 Abſ. 1 gebildeten Rücklage, ſolange und ſoweit dieſe 50 vom Hundert des 
Grundkapitals nicht erreicht. 


(3) Von dem verbleibenden Reingewinne wird das Grundkapital bis zum Höchſtbetrag von 
5 vom Hundert verzinſt. Der Reſt wird gemäß den Beſchlüſſen der Anſtaltsverſammlung zu weiterer 
Reſervebildung verwendet. 


8 24. 


Nach Feſtſtellung durch die Anſtaltsverſammlung ſind die Bilanz ſowie die Gewinn- und 
Verluſtrechnung nebſt einem Auszug aus dem Geſchäftsbericht im Reichs- und Staatsanzeiger 
bekanntzumachen. 


V. 


Sonderbeſtimmungen für die Ablöſung von Rentengutsrenten 
und die Gewährung von Darlehen. 
§ 25. 

(1) Werden bei der Gründung von Rentengutskolonien Grundſtücke zur wirtſchaftlichen 
Förderung der Siedlungsrentengüter ausgewieſen, ſo können die auf ihnen laſtenden Rentenguts⸗ 
renten durch die Landesrentenbank abgelöſt werden, ſofern eine leiſtungsfähige Körperſchaft des 
öffentlichen Rechtes Eigentümerin wird oder die ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft für die aus der 
Rentenbelaſtung ſich ergebenden Verpflichtungen übernimmt. Die Landesrentenbank entſcheidet über 
die Leiſtungsfähigkeit. 

(2) Werden die Gebäude eines Siedlungsrentenguts bei ſeiner Begründung nicht ſogleich 
in dem zum vollen Wirtſchaftsbetrieb erforderlichen Umfang errichtet, ſo kann die Landesrentenbank 
zur Ergänzung der Gebäude innerhalb von zwölf Jahren ſeit der Begründung des Siedlungs⸗ 
rentenguts Darlehen gewähren, ſofern der Ausbau des Siedlungsrentenguts bereits bei ſeiner Be— 
gründung vorgeſehen und die Landes rentenbank davon in Kenntnis geſetzt iſt. 
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VI. 
Landesrentenbankrente. 
§ 26. 


(1) Die Landesrentenbankrente beträgt 5 vom Hundert der Abfindung, ſoweit nicht ein 
geringerer Hundertſatz in Verträgen, die vor dem Inkrafttreten der Satzung abgeſchloſſen ſind, 
feſtgelegt iſt. 

(2) Die Laufzeit der auf 5 vom Hundert der Abfindung bemeſſenen Landesrentenbankrenten 
wird auf 6471: Jahre feſtgeſetzt. Landesrentenbankrenten zu 4½ vom Hundert der Abfindung 
haben eine Laufzeit von 60 ½ Jahren. 


(3) Kapitaltilgungsbeträge find in bar einzuzahlen. 


VII. 
Landesrentenbriefe. 
§ 27. 
(1) Die von der Anſtalt ausgegebenen „Landesrentenbriefe“ lauten auf den Inhaber. 


(2) Die allgemeinen Beſtimmungen über die Ausgabe von Landesrentenbriefen werden von 
dem Verwaltungsrate feſtgeſetzt; fie unterliegen der Genehmigung der zuſtändigen Miniſter. 


(3) Die dem Rentenberechtigten oder dem Darlehensempfänger zuſtehenden Landesrenten- 
briefe dürfen nur durch Vermittlung der Landesrentenbank für Rechnung des Rentenberechtigten 
oder des Darlehensempfängers verkauft oder anderweit verwertet werden. 


8 28. 


Der Geſamtbetrag der in Umlauf befindlichen Landesrentenbriefe muß in Höhe des Nenn— 
werts jederzeit durch den Kapitalwert ($ 29 LRBG.) der Landesrentenbankrenten von mindeſtens 
gleicher Höhe und der Zinsbetrag der Landesrentenbriefe durch einen mindeſtens gleich hohen Teil 
der Landesrentenbankrenten gedeckt ſein. 


§ 29. 

(1) Die Landesrentenbriefe können von den Inhabern nicht gekündigt werden. Die Landes⸗ 
rentenbank darf auf das Recht zur Geſamtkündigung auf eine längere Zeit als fünf Jahre nur mit 
Zuſtimmung der zuſtändigen Miniſter verzichten. 

(2) Ein Rückkauf der Landes rentenbriefe zum Zwecke der Kündigung findet nicht ſtatt. Die 
Einziehung der Landesrentenbriefe erfolgt nur durch Ausloſungen. Die Ausloſungen ſind unter 
der Leitung des Vorſtandes in Gegenwart eines Notars vorzunehmen. Die ausgeloſten Nummern 
ſind durch einmalige Bekanntmachung im Reichs- und Staatsanzeiger mindeſtens drei Monate vor 
dem Einlöſungstermin öffentlich bekanntzugeben. 


(3) Die von der Anſtalt den Inhabern gekündigten Landesrentenbriefe müſſen zur Verfall⸗ 
zeit mit den noch nicht fälligen Zinsſcheinen und Erneuerungsſcheinen in kursfähigem Zuſtand 
eingeliefert werden. Der Betrag der fehlenden Zinsſcheine wird dem Einliefernden von dem Ein- 
löſungsbetrag in Abzug gebracht. Die ausgeloſten Landesrentenbriefe ſind alsbald nach ihrer Ein⸗ 
löſung zu entwerten und zu vernichten. Der Nennwert nicht eingelieferter Landesrentenbriefe bleibt 
in Gewahrſam der Anſtalt und wird zu deren Gunſten zinsbringend angelegt. 


(4) Auf die Anſprüche aus ausgeloſten oder gekündigten Landesrentenbriefen finden die 
Ausſchluß⸗ und Verjährungsfriſten der SS 801-803 BGB. Anwendung. 


(5) Bei Verluſt eines Zinsſcheins iſt der Anſpruch aus § 804 BGB. ohne einen beſonderen 
Vermerk in der Schuldurkunde ſelbſt ausgeſchloſſen. 
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VIII. 
Schuld verſchreibungen. 
§ 30. 

(1) Zum Zwecke der Dauerkreditgewährung für landwirtſchaftliche Siedlungen darf die 
Anſtalt nicht durch Reallaſten, Hypotheken oder Grundſchulden geſicherte Darlehen an inländiſche 
Körperſchaften des öffentlichen Rechtes oder gegen Übernahme der vollen Gewährleiſtung durch eine 
ſolche Körperſchaft gewähren und auf Grund der ſo erworbenen Forderungen Schuldverſchreibungen 
gemäß § 7 des Reichsgeſetzes über die Pfandbriefe und verwandten Schuldverſchreibungen öffentlich- 
rechtlicher Kreditanſtalten vom 21. Dezember 1927 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 492) ausgeben. 

(2) Die Schuldverſchreibungen können von den Inhabern nicht gekündigt werden. Die Ein- 
ziehung der Schuldverſchreibungen erfolgt durch freihändigen Ankauf oder durch Kündigung oder 
durch Ausloſung. Im übrigen finden auf die Schuldverſchreibungen die Beſtimmungen des § 29 
entſprechende Anwendung. 


IX. 
Umlaufsgrenze. 


8 31. 

Die Landesrentenbank darf Landesrentenbriefe und Pfandbriefe nur bis zum zwanzigfachen 
Betrage des eingezahlten Grundkapitals und der ausſchließlich zur Deckung einer Unterbilanz oder 
zur Sicherung der Gläubiger der Landesrentenbriefe und Pfandbriefe beſtimmten Rücklagen aus⸗ 
geben. Schuldverſchreibungen gemäß § 30 dürfen unter Hinzurechnung der in Umlauf befindlichen 
Landesrentenbriefe und Pfandbriefe den für dieſe beſtimmten Höchſtbetrag nicht um mehr als zwei 
Fünftel überſteigen. 


X. 
Treuhänder. 


§ 32. 

(1) Durch die zuſtändigen Miniſter wird bei der Landesrentenbank ein Treuhänder und ein 
Stellvertreter beſtellt. Die Beſtellung kann jederzeit durch die zuſtändigen Miniſter wider⸗ 
rufen werden. 

(2) Der Treuhänder hat darauf zu achten, daß die vorſchriftsmäßige Deckung für die Landes⸗ 
rentenbriefe, Pfandbriefe und Schuldverſchreibungen jederzeit vorhanden iſt. 

(3) Er hat darauf zu achten, daß die zux Deckung beſtimmten Werte in das Deckungsregiſter 
eingetragen werden. 

(4) Er hat die en, Pfandbriefe und Schuldverſchreibungen vor der Ausgabe 
mit einer Beſcheinigung über das Vorhandenſein der vorſchriftsmäßigen Deckung zu verſehen. 

(5) Die in das Deckungsregiſter eingetragenen Werte können nur mit Zuſtimmung des 
Treuhänders in dem Deckungsregiſter gelöſcht werden. Die Zuſtimmung bedarf der ſchrift— 
lichen Form. 

XI. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


§ 33. 
Für die Teilnahme an Sitzungen des Verwaltungsrats und ſeiner Ausſchüſſe ſowie der 
Anſtaltsverſammlung ſtehen den Beteiligten keinerlei Vergütungen aus Mitteln der Anſtalt zu. 


§ 34. 
(1) Die Geſchäftsführung, die Bücher und der Jahresabſchluß der Landesrentenbank werden 
durch eine von den zuſtändigen Miniſtern nach Anhörung der Oberrechnungskammer und der 
Landesrentenbank zu beſtimmende Reviſionsgeſellſchaft geprüft. 
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(2) Der Bericht der Reviſionsgeſellſchaft dient der Oberrechnungskammer als Grundlage 
der ihr obliegenden Prüfung. 8 


§ 35. 
Das Geſchäftsjahr iſt das Kalenderjahr. 


§ 36. 
Offentliche Bekanntmachungen der Anſtalt erfolgen im Reichs- und Staatsanzeiger. 


Berlin, den 1. Auguſt 1931. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Steiger. Höpker Aſchoff. 


(Nr. 13640.) Verordnung über die Erhebung der Beiträge zur Landwirtſchaftskammer für die Provinz 
Brandenburg und für Berlin. Vom 13. Auguſt 1931. 


Auf Grund des § 18 Abſ. 1 des Geſetzes über die Landwirtſchaftskammern vom 30. Juni 1894 
(Geſetzſamml. S. 126) in der durch die Geſetze vom 16. Dezember 1920 und 22. Mai 1923 (Geſetz⸗ 
ſamml. 1921 S. 41, 1923 S. 267) abgeänderten Faſſung wird verordnet, was folgt: 


§ 1. 
Die Beiträge zur Landwirtſchaftskammer für die Provinz Brandenburg und für Berlin 
werden vom laufenden Rechnungsjahr ab zur einen Hälfte nach dem Maßſtabe des Grundſteuer— 
reinertrags, zur anderen Hälfte nach dem Maßſtabe der Einheitswerte auf Grund des Reichs— 


10. Auguſt 1925 £ £ 
bewertungsgeſetzes vom ———— (Reichsgeſetzbl. 1 1925 S. 214, 1931 S. 222) auf die 
22. Mai 1931 


beitragspflichtigen Beſitzungen umgelegt. 

Maßgebend für die Verteilung der Beiträge der zweiten Hälfte ſind die Einheitswerte des 
laufenden Hauptfeſtſtellungszeitraums. Die Verwendung der Einheitswerte eines früheren Haupt— 
feſtſtellungszeitraums als Umlagemaßſtab iſt zuläſſig, wenn bei Verwendung der Veranlagungs— 
ergebniſſe des laufenden Hauptfeſtſtellungszeitraums die rechtzeitige Durchführung des Hebegeſchäfts 
nicht geſichert iſt. 

§ 2. 

Von denjenigen beitragspflichtigen Beſitzungen, die zu einem Einheitswerte nicht veranlagt 
find, werden die geſamten Beiträge wie bisher nach dem Grundſteuerreinertrage der beitrags— 
pflichtigen Beſitzungen erhoben mit der Maßgabe, daß ein Beitragsſatz von 1 vom Tauſend des 
Einheitswerts einem Beitragsſatze von 5,45 vom Hundert des Grundſteuerreinertrags gleich— 
zuſetzen iſt. Die Abrundungsvorſchrift im § 18 Abſ. 1 Satz 1 des Geſetzes bleibt unberührt. 


8 3. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 13. Auguſt 1931. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Steiger. 
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Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht : 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 13. Mai 1931 


über die Genehmigung des fünften Nachtrags zum Statut der Bank der Oſtpreußiſchen 
Landſchaft vom 20. Mai 1869 in der Faſſung der Ausgabe von 1926 


durch das Amtsblatt der Regierung in Königsberg Nr. 28 S. 178, ausgegeben am 11. Juli 1931; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 9. Juni 1931 


über die Genehmigung des dritten Nachtrags zum Statut der Bank der Oſtpreußiſchen 
Landſchaft vom 20. Mai 1869 in der Faſſung der Ausgabe von 1926 


durch das Amtsblatt der Regierung in Königsberg Nr. 28 S. 178, ausgegeben am 11. Juli 1931; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 30. Juni 1931 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Kreis Calau für den Bau einer neuen 
Dorfſtraße (Umgehungsſtraße) in Buckow 


durch das Amtsblatt der Regierung in Frankfurt a. O. Nr. 30 S. 141, ausgegeben am 25. Juli 1931; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 2. Juli 1931 


über die Verleihung des Rechtes an die Hamborner Straßenbahn in Duisburg zur dauernden 
Beſchränkung des Grundeigentums für die Anbringung von Wandroſetten und Wandhaken 
an den Straßenwänden der Gebäude und für die Errichtung von Tragmaſten auf Grund— 
ſtücken 


durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 30 S. 169, ausgegeben am 25. Juli 1931; 


5. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 2. Juli 1931 


über die Verleihung des Rechtes an den Kreis Ruhrorter Straßenbahn, A.-G. in Duisburg⸗ 
Meiderich, zur dauernden Beſchränkung des Grundeigentums für die Anbringung von 
Wandroſetten und Wandhaken an den Straßenwänden der Gebäude und für die Errichtung 
von Tragmaſten auf Grundſtücken 


durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 30 S. 169, ausgegeben am 25. Juli 1931; 


6. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 2. Juli 1931, 


durch den der Erlaß vom 28. Mai 1931 über die Verleihung des Enteignungsrechts an 
den Provinzialverband der Provinz Sachſen für den Bau einer Elbebrücke bei Tanger- 


münde, der dazugehörigen Anrampungen und eines Leitdeichs auf die Gemarkung Karlbau 
ausgedehnt wird, 


durch das Amtsblatt der Regierung in Magdeburg Nr. 29 S. 156, ausgegeben am 18. Juli 1931; 


7. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 4. Juli 1931 
über die Genehmigung einer Anderung der Satzung der Schleswig-Holſteiniſchen Landſchaft 
durch das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 31 S. 255, ausgegeben am 1. Auguſt 1931; 


8. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 5. Juli 1931 


über die Genehmigung eines Nachtrags zu den reglementariſchen Beſtimmungen des Kur- 
und Neumärkiſchen Ritterſchaftlichen Kreditinſtituts 


durch das Amtsblatt der Regierung in Potsdam Nr. 34 S. 191, ausgegeben am 8. Auguſt 1931; 


9. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 11. Juli 1931 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Droſſen für, die Her⸗ 
ſtellung eines Weges am weſtlichen Ufer des Röthſees 


durch das Amtsblatt der Regierung in Frankfurt a. O. Nr. 31 S. 152, ausgegeben am gun 1931 


© .Grunau, fol ten. str. 12973 
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10. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 22. Juli 1931 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Stromberg für den Ausbau 
eines Verbindungswegs von Unterſtromberg mit der von der Provinzialſtraße abzweigenden 
Straße nach der Bauernſchaft Linzel 

durch das Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 32 S. 159, ausgegeben am 8. Auguſt 1931; 


11. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 23. Juli 1931 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Mühlhauſen für die 
Errichtung einer Brunnenanlage und für die Schaffung einer Schutzzone 


durch das Amtsblatt der Regierung in Königsberg Nr. 32 S. 219, ausgegeben am 8. Auguſt 1931. 
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